
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

GrnbHG § 35

Bei der GmbH ist die vom Geschäftsführer einem Nichtge- 
schäftsführer erteilte Generalvollmacht auch dann unwirk­
sam, wenn ihr sämtliche Gesellschafter zugestimmt haben.

BGH, Urt. v. 18. Oktober 197^ ~ ** 9/75 - KG Berlin
LG Berlin
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II ZR 9/75 URTEIL Verkündet am
18. Oktober 1976 
K a u f m a n n  , 
JustizSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

der B 0 B  & S f l B B  KG, NiOBBBBBHft Allee fl| - 
BeflB 0 ,  vertreten durch ihren persönlich haftenden 
Gesellschafter, den Kaufmann Hans-Joachim B V ,  P 0 0 -  
Straße A ,  B e ^ B  0 ,

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. und

g e g e n

den Kaufmann Wilfred L̂ B» WBHIBÎ B Weg B >

Beklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 18. Oktober 1976 durch 
den Vorsitzenden Richter Stimpel und die Richter Fleck,
Dr. Kellermann, Bundschuh und Dr. Skibbe

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Kammerge­
richts in Berlin vom 10. Oktober 1974 
aufgehoben, soweit zum Nachteil der 
Klägerin erkannt worden ist. In diesem 
Umfang wird die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die Klägerin nimmt den Beklagten gemäß Art. 8 VG aus 
einem an eigene Order lautenden Wechsel über 5.000 DM in 
Anspruch, den sie am 11. November 1972 auf die A l f l H B B  
TiflH) Gesellschaft mbH gezogen und der Beklagte im Namen 
der GmbH angenommen hat. Die GmbH hat den Wechsel bei Fäl­
ligkeit nicht eingelöst. Sie ging später in Konkurs.

Seine Befugnis, den Wechsel für die GmbH zu zeichnen, 
leitet der Beklagte in erster Linie aus einer mit Datum 
vom 18. Mai 1972 von dem damaligen Geschäftsführer der 
GmbH, von TflHBl, ausgestellten Vollmacht her, die folgen­
den Wortlaut hat:
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HHiermit bevollmächtigen wir Herrn Wilfred 
•••(Beklagten;, die Firma AlflB~ 

■ B  TiflHB Gesellschaft mbH allein zu 
vertreten und für die Gesellschaft in un­
beschränkter Höhe bei Geschäften gleich 
welcher Art, insbesondere bei banküblichen 
Geschäften tätig zu werden.”

Die Klägerin hält diese Vollmacht wegen der darin 
liegenden Übertragung aller Geschäftsführungsbefugnisse 
für unwirksam. Ihrem Antrag, den Beklagten zur Zahlung 
von 5.000 DM zu verurteilen, hat das Landgericht statt­
gegeben. Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewiesen. 
Mit der zugelassenen Revision, die der Beklagte zurück­
zuweisen beantragt, möchte die Klägerin die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils erreichen.

Entscheidungsgründe

Das Beruf vmgsgericht erachtet die auf Art. 8 WG ge­
stützte Klage für unbegründet, weil der Beklagte den 
Wechsel nicht ohne Vertretungsmacht, sondern aufgrund 
wirksamer Vollmacht für die GmbH gezeichnet habe« Diese 
Entscheidung hält den Revisionsangriffen nicht stand.

1. Unbegründet ist allerdings die Rüge, das Beru­
fungsgericht habe übersehen, daß die Klägerin die Echt­
heit der Vollmachtsurkunde vom 18, Mai 1972 bestritten 
habe. Die Klägerin hat lediglich die Richtigkeit des an­
gegebenen Ausstellungsdatums bezweifelt, ist aber auf 
dieses Vorbringen in der Berufungsinstanz nicht mehr zu­
rückgekommen (vgl. Schriftsatz v. 10.9.1974, S. 2).
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2. Mit Recht wendet sich die Revision aber gegen 
die Auffassung des Berufungsgerichts, die am 18* Mai 1972 
vom damaligen Geschäftsführer der GmbH erteilte Vollmacht, 
die es rechtlich fehlerfrei als Generalvollmacht auffaßt, 
sei wirksam gewesen.

Die Befugnis des Geschäftsführers einer GmbH zur 
organschaftlichen Willensbildung und -erklärung und die 
damit verbundene Verantwortung sind unübertragbar (BGHZ 
64, 72, 76; 13, 61, 65)* Infolgedessen kann der Geschäfts­
führer seine Vertretungsmacht nicht im ganzen durch einen 
anderen ausüben lassen. Deshalb hat der Senat die Rechts­
gültigkeit einer vom Geschäftsführer erteilten General­
vollmacht auch für den Fall verneint, daß sie zeitlich 
begrenzt und widerruflich ist (BGHZ 34, 27, 31; Urt. v. 
19.6.75 - II ZR 110/73, WM 1975, 790 zu 3 a). Hiervon 
möchte das Berufungsgericht eine Ausnahme machen, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, der alleinige Gesellschafter 
mit der Vollmachterteilung einverstanden sei und deshalb 
eines Vertrauensschutzes nicht bedürfe. Dem kann nicht 
gefolgt werden.

Richtig ist allerdings, daß das Verbot einer umfas­
senden Übertragung der organschaftlichen Vertretungsmacht 
die Gesellschafter vor einer von ihnen nicht gewollten 
Ausübung aller Geschäftsführungsbefugnisse durch Personen 
schützen soll, die nicht ihr Vertrauen genießen. Das ist 
aber nicht der einzige oder allein ausschlaggebende Grund 
für jenes Verbot. Von ebenso starkem Gewicht ist der Ge­
danke, daß die Rechtssicherheit und die Belange des Rechts­
verkehrs leiden könnten, wenn die Gültigkeit einer General­
vollmacht im Einzelfall jeweils davon abhinge, ob ihr alle 
Gesellschafter (oder etwa eine Gesellschaftermehrheit) zu-
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gestimmt haben; denn das sind gesellschaftsinteme Vor­
gänge, über die ein Außenstehender in der Regel nicht 
zuverlässig unterrichtet ist und die daher für die all­
gemeine Vertretungsmacht nicht maßgebend sein dürfen 
(BGHZ 34, 27, 31; Fischer, Anm. zu LM GmbHG § 35 Nr. 3). 
Hinzu kommt der von der Revision zutreffend angeführte 
Gesichtspunkt, daß der Geschäftsführer einer GmbH auch 
öffentliche Pflichten hat, wie z. B. die Konkursantrags­
pflicht nach § 64 GmbHG, die neben dem Interesse der Ge­
sellschaft zugleich dem Schutz der Gesellschaftsgläubi­
ger vor weiterer Verminderung der zu ihrer Befriedigung 
noch vorhandenen Vermögensmasse dient (BGHZ 29, 100).
Aus diesem Grund kann ihm ebenfalls nicht erlaubt sein, 
seine Aufgaben und die Verantwortung für deren Erfüllung 
voll auf einen anderen abzuwälzen.

Auch die Gesellschafter können hiernach die Ge- 
schäftsführungs- und Vertretungsbefugnis nicht insge­
samt einem Dritten anvertrauen, ohne diesen gleichzei­
tig zum Geschäftsführer zu bestellen (Schilling in 
Hachenburg, GmbHG 6. Aufl. § 35 Anm. 7 m. w. N.); eine 
solche Bestellung war aber gerade nicht gewollt, was 
sich daran zeigt, daß der Beklagte unmittelbar zuvor 
als Geschäftsführer abberufen und durch von er­
setzt worden war. Deshalb ist es gleichgültig, daß die 
Ehefrau des Beklagten, wie das Berufungsgericht fest­
stellt, als Alleingesellschafterin die Erteilung der 
Generalvollmacht an ihn gebilligt hat.

Ob unter besonderen Umständen eine GmbH nach Treu 
und Glauben für Rechtshandlungen eines Generalbevoll­
mächtigten - allein oder neben diesem - einzustehen hat, 
kann dahingestellt bleiben, da hierfür die bloße Kennt-
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nis oder die Zustimmung ihrer Gesellschafter nicht aus­
reicht und sonstige besondere Umstände nicht ersichtlich 
sind.

3. Es kommt daher darauf an, ob der Geschäftsführer 
von T flHB dem Beklagten Einzelvollmacht zur Annahme des 
Wechsels für die GmbH erteilt hat. Das hat der Beklagte 
mit seinem Schriftsatz vom 9. Oktober 1974 behauptet und 
unter Beweis gestellt. Dieses Vorbringen ist nicht, wie 
die Revisionserwiderung meint, nach § 138 Abs. 3 ZPO als 
zugestanden anzusehen. Nach dem Tatbestand des Berufungs­
urteils (S. 6) war es vielmehr bestritten. Trifft es zu, 
so entfällt ohne Rücksicht darauf, ob sich der Beklagte 
auf die besondere Vollmacht ausdrücklich berufen hat oder 
nicht, der Tatbestand des Art. 8 WG, weil der Beklagte 
dann im Rahmen einer ihm tatsächlich zustehenden Vertre­
tung smacht gehandelt hat (§ 164 Abs. 1 BGB).

Eine Haftung des Beklagten für die Wechselforderung 
der Klägerin ließe sich dann auch nicht schon damit be­
gründen, daß er als Ehemann der alleinigen Gesellschaf­
terin möglicherweise ein erheblich stärkeres eigenes 
Interesse an den Geschäften der Gesellschaft gehabt hat, 
als es der Stellung eines bloß Bevollmächtigten ent­
spricht. Denn selbst wenn man die Grundsätze über die 
Durchgriffshaftung eines GabH-Gesellschafters auf "Hin­
termänner" ausdehnen wollte, würde es hier daran schei­
tern, daß die besonderen Voraussetzungen für eine solche 
Haftung nicht vorgetragen sind (vgl. BGHZ 22, 226, 230; 
BGH, Urt. v. 14.5.74 - VI ZR 8/73, LM BGB § 831 Z“X7 
Nr. 7 m. w. N.). Mit dem Hinweis auf § 43 GmbHG übersieht 
die Revision, daß diese Vorschrift eine unmittelbare Haf­
tung nur gegenüber der Gesellschaft und nicht gegenüber 
einem Gläubiger begründet.



k. Die Entscheidung hängt daher von der Tatfrage 
ah, ob der Vortrag des Beklagten über eine ihm erteil­
te Einzelvollmacht richtig ist. Zur Prüfung dieser 
Frage ist die Sache an das Berufungsgericht zurückzu­
verweisen.

Stimpel Fleck Dr. Kellermann

Bundschuh Dr. Skibbe
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